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Kleine Mitteilungen

Sind Ärzte schlechte GeschÅftsleute?

Nicht weniger als 86% von 192 Ärzten, die eine an 500 Kolle-

gen gerichtete Umfrage des Center for Health Services Research

and Development der American Medical Association beant-

worteten, erklÅrten, daÇ ihr Medizinstudium sie in keiner

Weise auf die geschÅftliche Seite ihrer beruflichen TÅtigkeit

vorbereitet habe (American Medical News, Bd. 20, No. 21,

Impact Section $. 3, 23. Mai 1977). Einige Ärzte gaben sogar

an, daÇ dieser Mangel an geschÅftlichem Wissen und KÉnnen

sie ÑZehntausende DollarÖ gekostet habe. Bei ihren Lehrern

und Instruktoren habe nicht selten die Einstellung bestanden,

vom Geld zu sprechen sei unprofessionell; auch seien die Pro-

fessoren mit den diesbezÜglichen Erfordernissen einer priva-

ten Praxis gar nicht vertraut gewesen. Um dieses Defizit wett-

zumachen, waren von den befragten Ärzten verschiedene Wege

eingeschlagen worden. Die meisten (Über 60á/o) holten sich

ihre Informationen aus BÜchern und Zeitschriften; andere be-

fragten Fachleute (RechtsanwÅlte und Buchhalter), erkundig-

ten sich bei Kollegen oder besuchten Seminare, die sich mit

solchen Problemen befaÇten. Einhellig wurde erklÅrt, daÇ es

wÜnschenswert sei, bereits wÅhrend des Medizinstudiums mit

den geschÅftlichen Grundlagen des Årztlichen Berufes vertraut

gemacht zu werden.

SchwangerschaftsabbrÜche

im dritten Quartal 1977

Wie das Statistische Bundesamt mitteilt, wurden im dritten

Vierteljahr 1977 13811 SchwangerschaftsabbrÜche gemeldet.

Danach kamen 919 AbbrÜche auf 10000 Lebend- und Totge-

borene. Die Gesamtzahl der SchwangerschaftsabbrÜche dÜrfte

jedoch hÉher liegen, da von einigen groÇen Kliniken noch

keine Meldungen vorliegen.

Von den betroffenen Frauen waren 5,5á/o unter 18 Jahre alt,

47%/o waren 18 bis 30 Jahre, 36á/o 30 bis unter 40 Jahre und

10á/o 40 und mehr Jahre alt. Von 2á/o fehlte die Altersangabe.

Die Gliederung nach dem Familienstand zeigt, daÇ 59%/o der

Frauen verheiratet, 31á/o ledig, 80/0 geschieden und 1á/o ver-

witwet waren.

In 28%/0 der FÅlle wurde eine allgemein-medizinische, in 70/0

eine psychiatrische Indikation angegeben. 59%/o der Schwan-

gerschaftsabbrÜche wurden aus GrÜnden einer sonstigen

schweren Notlage (Ñsoziale IndikationÖ) vorgenommen. Bei

4,5%/o der FÅlle lag eine eugenische, bei 0,2á/0 eine ethische

(kriminologische) Indikation vor.

85%/o der AbbrÜche wurden in KrankenhÅusern und 15á/o
ambulant in einer gynÅkologischen Praxis durchgefÜhrt. Bei

stationÅrem Aufenthalt verweilten die Frauen im Durchschnitt
51/s Tage im Krankenhaus.

Trinkwasser-QualitÅt: Richtlinien und

Kriterien

Eine europÅische Expertengruppe, die in London unter der

Schirmherrschaft der Weltgesundheitsorganisation tagte, nahm

kÜrzlich Stellung zum Problem der Blei- und Nitratverunreini-

gung des Trinkwassers.

àbereinstimmend wurde als obere Grenze fÜr den Bleigehalt

flieÇenden Wassers ein Wert von 0,05 mg/l angesetzt. Werden

Leitungsrohre aus Blei verwendet, soll eine nach VorspÜlen

aus dem Wasserhahn entnommene Probe nicht mehr als 0,05

mg/l Blei aufweisen. Wenn in der direkt oder nach SpÜlen ent-

nommenen Wasserprobe mehrmals Über 0,1 mg/l Blei gemes-

sen werden oder wenn dieser Wert deutlich Überschritten wird,

mÜssen MaÇnahmen getroffen werden, um die Bleiexposition

der Verbraucher zu verringern.

Ein Nitratgehalt des Trinkwassers unter 50 mg/l ist nach

Ansicht der Arbeitsgruppe fÜr die AllgemeinbevÉlkerung tole-

rierbar. Konzentrationen von 50-100 mg/l Nitrat sind als

Grenzwerte anzusehen, mehr als 100 mg/l kÉnnen nicht tole-

riert werden. FÜr SÅuglinge unter 6 Monaten darf eine Nitrat-

konzentration von 50 mp/l. Trinkwasser keinesfalls Über-

schritten werden. :

Besondere Aufmerksamkeit erfordert nach Ansicht der Fach-

leute die Tatsache, daÇ die lÅndliche BevÉlkerung Europas auf

Trinkwasser sehr stark schwankender QualitÅt angewiesen ist;

dabei fehlen oft eine ausreichende àberwachung wie auch die

technischen Voraussetzungen fÜr eine angemessene Wasserauf-

bereitung.

Vorstellungen Über GesundheitsÅmter

Die Diskussion Über die Aufgaben des Éffentlichen Gesund-

heitsdienstes und ihre DurchfÜhrbarkeit im Bereich der Ge-

sundheitsÅmter will das Bundesministerium fÜr Jugend, Familie

und Gesundheit neu anregen. Zu diesem Zweck wird als

Band 50 der Schriftenreihe der Zwischenbericht Über die Auf-

bauphase des von Bund, Land und Landkreis gefÉrderten Mo-

dellgesundheitsamtes Marburg-Biedenkopf vorgestellt. Eine

ErÉrterung der Probleme des Gesundheitsamtes erscheint, wie

das Bundesministerium mitteilt, um so wichtiger, als die LÅn-

der dabei sind, das Gesetz zur Vereinheitlichung des Gesund-

heitswesens aus dem Jahre 1934 durch eigene Landesgesund-

heitsgesetze abzulÉsen. Moderne Vorstellungen Über den

Éffentlichen Gesundheitsdienst der Zukunft und die fÜr einen

Vollzug der Gesundheitsgesetze erforderliche Bundeseinheit-

lichkeit enthÅlt Ñdie Richtlinie fÜr LÅndergesetze Über das Ge-

sundheitswesenÖ, die die fÜr das Gesundheitswesen zustÅndi-

gen Minister und Senatoren der LÅnder unter Beteiligung des

Bundesministers fÜr Jugend, Familie und Gesundheit 1972 ein-

stimmig beschlossen haben. Die vorgelegten Arbeitsergebnisse

des Modellgesundheitsamtes Marburg zeigen, daÇ die Rege-

lungen der Richtlinie in der tÅglichen wie in der in die Zukunft

weisenden Arbeit eines Gesundheitsamtes anwendbar sind.

Besondere Schwerpunkte werden mit dem Ausbau der Bera-

tungsdienste und dem Einsatz nichtÅrztlicher Heilberufe im

Éffentlichen Gesundheitsdienst gesetzt. Der Bericht zeigt auf,

daÇ der Erfolg der TÅtigkeit des Éffentlichen Gesundheits-

dienstes unter Auswertung von Kosten-Nutzen-Analysen

nachweisbar ist, und nimmt zur Frage der Notwendigkeit einer

Einbindung des Éffentlichen Gesundheitsdienstes in ein moder-

nes Dokumentationssystem positiv Stellung. Der Bericht soll,

wie es heiÇt, Politiker in Bund, LÅndern und Gemeinden, Ärzte

im Éffentlichen Gesundheitsdienst, interessierte Standesorgani-

sationen der Årztlichen und nichtÅrztlichen Heilberufe anregen,

ihre Vorstellungen Über die GesundheitsÅmter zu Überdenken.


